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PRESSEINFORMATION Mainz, Dezember 2021 

 

Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz (SBK) informiert: 
 
Immobilienvermietung: Vorsteuer richtig aufteilen 

Wer eine Immobilie besitzt und diese gleichzeitig an Endverbraucher und an Unternehmen 

umsatzsteuerpflichtig vermietet, muss beim Vorsteuerabzug besonders aufpassen: 

Vorsteuerbeträge aus der Anschaffung oder Herstellung für diese sogenannten gemischt 

genutzten Immobilien, die nicht eindeutig und leicht der einen oder der anderen Seite 

zugeordnet werden können, müssen grundsätzlich anhand des präzisesten Schlüssels 

aufgeteilt werden, informiert die Steuerberaterkammer Rheinland-Pfalz (SBK). Dies 

bestätigte nun auch der Bundesfinanzhof in seiner jüngsten Rechtsprechung: „Bei gemischt 

genutzten Gebäuden muss eine Zuordnung vorrangig nach dem Verhältnis der Flächen 

erfolgen. Dieser sogenannte Flächenschlüssel führt im Vergleich zum bisher verbreiteten 

Umsatzschlüssel zu einer präziseren Aufteilung“, erklärt Kammerpräsident Walter 

Sesterhenn. Die Aufteilung der Vorsteuer nach dem Umsatzschlüssel, also dem Verhältnis 

der Umsätze beider Seiten, sei nur noch dann zulässig, wenn keine andere Zurechnung 

möglich ist. Vorsteuerbeträge aus den laufenden Kosten und dem Erhaltungsaufwand sind 

hingegen direkt den betreffenden Ausgangsumsätzen zuzuordnen. 

Der Vorsteuerabzug bei gemischt genutzten Immobilen hat grundsätzlich objektbezogen zu 

erfolgen, das heißt, für jedes Gebäude kann ein anderer Vorsteuerschlüssel sinnvoll sein. 

Der BFH sieht die Anwendung des Umsatzschlüssels nur noch dann vor, wenn die 

vermieteten Einheiten erhebliche unterschiedliche Ausstattungsmerkmale aufweisen, 

beispielsweise unterschiedliche Deckenhöhen oder -dicken, Wanddicken, Raumhöhen, 

Innenausstattungen, etc. „Da eine gesetzliche oder richterliche Definition darüber fehlt, wann 

diese Unterschiede tatsächlich als „erheblich“ gelten, kann die Ansicht der Finanzverwaltung 

dazu in der Praxis stark variieren“, stellt Sesterhenn klar. 

So rät Sesterhenn auch, vor dem Bau oder dem Erwerb einer gemischt genutzten Immobilie, 

die steuerliche Lage – gegebenenfalls anhand der Bauplanungen und (plausibler!) 

Vermietungsabsicht – zu klären. „In vielen Fällen bietet es sich an, dies von Anfang an mit 

dem zuständigen Finanzamt abzustimmen“, sagt er.  


